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Nicht immer können Schwiegereltern Schenkungen  
zurückfordern
|  Mit einer zurückverlangten Schenkung hat sich das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg  
befasst. Kann eine Schwiegermutter von einem „Wegfall der Geschäftsgrundlage“ ausgehen, 
wenn die Ehe scheitert, und daraufhin ihren ehemaligen Schwiegersohn zur Kasse bitten?  |

Das war der Sachverhalt
Die Klägerin, die Schwiegermutter des Ehemanns, verlangte von diesem 37.600 Euro zurück. 
Sie argumentierte, es liege ein sogenannter „Wegfall der Geschäftsgrundlage“ vor: Der Grund 
für die Schenkung sei die Förderung der Ehe zwischen ihrer Tochter und dem Ehemann  
gewesen. Ihre Erwartung, dass die Ehe Bestand haben werde, habe sich nicht erfüllt. Sie könne 
daher den Wert der Schenkung abzüglich eines Abschlags für die Zeit, die die Ehe noch  
bestanden habe, herausverlangen.

So argumentierte der Ex-Ehemann
Der Ehemann wies den Anspruch zurück. Er trug vor, die Klägerin habe die Wohnung ohnehin 
nicht mehr haben wollen, weil sie sich mit den Mietern gestritten habe und Renovierungs­
arbeiten angestanden hätten. Er und seine  ehemalige Frau hätten viel Geld in die Wohnung 
gesteckt. 

Schenkung: Keine Gegenleistung erforderlich
Das OLG Oldenburg bestätigte die Auffassung des Amtsgerichts (AG) Osnabrück, nach der kein 
sogenannter „Wegfall der Geschäftsgrundlage“ vorliege und der Ehemann daher keine Rück­
zahlung schulde.

Es habe sich um eine Schenkung gehandelt, deren Rechtsnatur es nun einmal sei, dass keine 
Gegenleistung geschuldet sei und dass sie grundsätzlich nur bei einer schweren Verfehlung des 
Beschenkten gegen den Schenker zurückgefordert werden könne.

Beachten Sie  |  Etwas anderes könne bei der Übertragung einer Immobilie an das Kind und 
Schwiegerkind als Familienheim gelten. In einem solchen Fall einer zur Selbstnutzung  
geschenkten Immobilie bestehe ein direkter Zusammenhang mit der Fortsetzung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft, sodass unter Umständen beim Scheitern der Ehe eine Rückforderung in 
Frage komme.

Begründung des Oberlandesgerichts
Hier sei aber die Immobilie als Renditeobjekt geschenkt und genutzt worden. Die Klägerin habe 
daher nicht damit rechnen können, dass die Immobilie langfristig für die Lebens- und  
Beziehungsgestaltung der Ehegatten genutzt werde. Hinzu komme, dass Motiv für die Schen­
kung nicht nur die Ehe der Tochter, sondern auch das Ersparen weiteren Ärgers mit den Mietern 
und der Renovierungsaufwendungen gewesen sei. Es könne daher nicht festgestellt werden, 
dass allein der Fortbestand der Ehe die Geschäftsgrundlage für die Übertragung gewesen sei. 
Eine Rückforderung komme daher nicht in Betracht.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 14.10.2020, 11 UF 100/20, PM Nr. 3/21 vom 26.1.2021
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Was geschieht mit der Brautgabe nach der Scheidung?
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm hat sich jüngst mit der Frage befasst, wie im Fall der 
Scheidung eine Brautgabe und Brautschmuck rechtlich zu behandeln sind.  |

Das war der Sachverhalt
Die Antragstellerin, eine türkische Staatsangehörige, und der Antragsgegner mit deutscher 
Staatsangehörigkeit sind beide in Deutschland geboren und aufgewachsen. Im November 2015 
heirateten sie standesamtlich. Im April 2016 schlossen sie vor einem Imam mit drei Trauzeugen 
die religiöse Ehe. In der Heiratsurkunde zu dieser religiösen Eheschließung versprach der  
Antragsgegner der Antragstellerin eine Brautgabe von 7.000 Euro. Im Anschluss an die religiöse 
Eheschließung feierten die Eheleute mit vielen Gästen, die ihnen Geld und Gold schenkten,  
unter anderem 10 goldene, dreifach gewundene Armreifen, ein Goldschmuckset aus vier Teilen 
und 6 türkische Goldmünzen. Doch schon im Februar 2017 trennten sich beide, später wurde die 
Ehe geschieden.

Brautgabe und Brautschmuck („taki“) verlangt
Die Antragstellerin verlangt vom Antragsgegner u. a., die versprochene Brautgabe zu zahlen 
und das anlässlich der Hochzeitsfeier geschenkte Gold herauszugeben.

Die erste Instanz lehnte ab
Vor dem Amtsgericht (AG) Gelsenkirchen hatte sie damit keinen Erfolg. Die Vereinbarung über 
die Brautgabe sei – so das AG – unwirksam, da sie nicht notariell beurkundet worden sei. Die 
Antragstellerin könne auch nicht das geschenkte Gold für sich beanspruchen, weil sie nicht die 
alleinige Eigentümerin des Goldes geworden sei und es sich nicht mehr im Besitz des Antrags­
gegners befinde. Gegen diesen Beschluss hat sich die Antragstellerin mit ihrer Beschwerde 
zum OLG gewandt.

So argumentierte das Oberlandesgericht
Das OLG hat den Sachverhalt zum Teil anders als das AG bewertet: Das islamische Recht ordne 
eine Brautgabe als zwingende Zuwendung des Bräutigams an die Braut an. Sie sei zu unter­
scheiden von der Mitgift, die die Braut von ihrer Familie erhalte.

Beachten Sie  |  Solange die Brautgabe noch nicht ausgezahlt – und damit vollzogen – worden 
sei, bedürfe die getroffene Vereinbarung über die Brautgabe zu ihrer Wirksamkeit – wie bei  
einer Schenkung – der notariellen Beurkundung.

Weil die Antragstellerin die Brautgabe hier noch nicht erhalten habe und das Brautgabe­
versprechen nicht notariell beurkundet worden sei, könne die Antragstellerin den versprochenen 
Betrag von 7.000 Euro zwar nicht von ihrem ehemaligen Ehemann verlangen. Aber er müsse ihr 
das Gold herausgeben. Indem der Antragstellerin sämtliche Schmuckstücke bei der Hochzeits­
feier „umgehängt“ und damit übergeben worden seien, habe sie allein das Eigentum hieran 
erworben.

Hochzeitsfeier nach türkischer Tradition
Außer Streit stehe dabei, dass die Hochzeitsfeier nach türkischer Tradition abgehalten worden 
sei und die Beteiligten türkischstämmig gewesen seien. Vor dem Hintergrund der kulturellen 
Vorstellungen der ehemaligen Eheleute habe das der Braut übergebene Gold damit dem Zweck 
gedient, sie für den Fall des Scheiterns oder der Scheidung der Ehe abzusichern. In diesem 
Zusammenhang existiere der Begriff „taki“, der wörtlich zu übersetzen sei als das, was  
„angesteckt oder umgehängt werde“. Zwar gebe es bei Geschenken an die Braut viele lokale 
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Bräuche. Soweit es aber um die angesteckten Schmuckstücke gehe, sei gesicherte Erkenntnis, 
dass diese der Braut allein zur Absicherung dienen und deshalb in ihr alleiniges Eigentum über­
gehen sollten.

Einigung erzielt
Nach diesen rechtlichen Hinweisen des Senats haben sich die ehemaligen Eheleute in einem 
Anhörungstermin geeinigt: Der Antragsgegner ersetzt der Antragstellerin den Wert des Gold­
schmucks, den er bereits zum Teil ohne Einverständnis seiner ehemaligen Ehefrau veräußert 
hatte (knapp 6.000 Euro). Die Brautgabe muss er nicht zahlen.

QUELLE | OLG Hamm, Anhörungstermin vom 17.6.2020, 12 UF 183/19, PM vom 28.1.2021

ERBRECHT

Wer den gemeinschaftlichen Erbschein bestellt, muss ihn 
auch bezahlen

|  „Wer die Musik bestellt, muss auch bezahlen.“ Auf diese Formel ließe sich ein Urteil des  
Bundesgerichtshofs (BGH) bringen.  |

Das war geschehen
Nach dem Tod des Erblassers, der Eigentümer eines Grundstücks war, trat gesetzliche Erbfolge 
ein. Erben waren die Ehefrau sowie die Kinder des Erblassers. Eine Tochter beantragte – offen­
bar gegen den Willen der übrigen Miterben – einen gemeinschaftlichen Erbschein, der auch 
erteilt wurde. Auf Basis dieses Erbscheins wurde das Grundbuch berichtigt. Das Nachlass­
gericht stellte der Tochter für die Erteilung des Erbscheins Kosten von gut 1.800 Euro in  
Rechnung. Die Tochter beglich die Rechnung zwar. Sie forderte aber von den übrigen Miterben, 
die Kosten anteilig zu erstatten. Diese weigerten sich. Zu Recht, wie jetzt der BGH entschied.

Antragsteller = Kostenschuldner
Ein Anspruch auf Gesamtschuldnerausgleich besteht nicht, da im Verhältnis zur Gerichtskasse 
keine Gesamtschuld der Parteien besteht. Kostenschuldner ist allein der Antragsteller. Ein  
Anspruch aus „gemeinschaftlicher Verwaltung des Nachlasses“ scheitert bereits daran, dass 
die Tochter keine Einigung der Miterben über die Beantragung eines Erbscheins dargelegt ha­
be. Ein Anspruch aus berechtigter Geschäftsführung ohne Auftrag schied ebenfalls aus, da sie 
den Erbschein gegen den Willen der übrigen Mitglieder der Erbengemeinschaft beantragt  
hatte.

Grundbuchberichtigung nicht zwingend erforderlich
Auch bereicherungsrechtliche Ansprüche wurden verneint. Es fehle bereits an einer heraus­
zugebenden Bereicherung. Die übrigen Miterben hätten durch die Beantragung des Erbscheins 
keine Aufwendungen erspart, die ihnen ansonsten zwingend ebenfalls entstanden wären. Die 
Miterbenstellung ergibt sich bereits aus dem Gesetz und setzt keinen Antrag auf einen  
Erbschein voraus. Auch zu der anschließenden Grundbuchberichtigung – für die zwingend ein 
Erbschein erforderlich ist – sei die Erbengemeinschaft bereits kurz nach dem Erbfall nicht  
aufgrund grundbuchrechtlicher Vorgaben verpflichtet gewesen.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 7.10.2020, IV ZR 69/20, Abruf-Nr. 218647 unter www.iww.de


